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1.0 Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts 
Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wacht über die Einhaltung des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland. Seit seiner Gründung im Jahr 1951 hat das Gericht dazu beigetragen, der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung Ansehen und Wirkung zu verschaffen. Das gilt vor allem für 
die Durchsetzung der Grundrechte.  
Zur Beachtung des Grundgesetzes sind alle staatlichen Stellen verpflichtet. Kommt es dabei zum Streit, 
kann das Bundesverfassungsgericht angerufen werden. Seine Entscheidung ist unanfechtbar. An seine 
Rechtsprechung sind alle übrigen Staatsorgane gebunden.  
Die Arbeit des Bundesverfassungsgerichts hat auch politische Wirkung. Das wird besonders deutlich, 
wenn das Gericht ein Gesetz für verfassungswidrig erklärt. Das Gericht ist aber kein politisches Organ. 
Sein Maßstab ist allein das Grundgesetz. Fragen der politischen Zweckmäßigkeit dürfen für das Gericht 
keine Rolle spielen. Es bestimmt nur den verfassungsrechtlichen Rahmen des politischen 
Entscheidungsspielraums. Die Begrenzung staatlicher Macht ist ein Kennzeichen des Rechtsstaats.  
 
 
2.0 Die Verfahrensarten 
Das Bundesverfassungsgericht wird nur auf Antrag tätig. Ein Katalog von Verfahrensarten schreibt vor, 
wann das Gericht angerufen werden kann. Die Einzelheiten sind im Grundgesetz und im "Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht" geregelt. Die wichtigsten Verfahren sind folgende:  
 

Verfassungsbeschwerde 
 

Normenkontrollverfahren   
 

Verfassungsstreit 
 
2.1 Die Verfassungsbeschwerde  
Jeder, der sich durch die öffentliche Gewalt in seinen Grundrechten verletzt fühlt, kann eine 
Verfassungsbeschwerde erheben. Sie kann sich gegen die Maßnahme einer Behörde, gegen das Urteil 
eines Gerichts oder gegen ein Gesetz richten.  
Die Verfassungsbeschwerde bedarf der Annahme zur Entscheidung. Sie ist anzunehmen, wenn ihr 
grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedeutung zukommt, wenn die geltend gemachte 
Grundrechtsverletzung besonderes Gewicht hat oder wenn der Beschwerdeführerin oder dem 
Beschwerdeführer durch die Versagung der Entscheidung zur Sache ein besonders schwerer Nachteil 
entsteht. Über diese Annahmevoraussetzungen hat das Bundesverfassungsgericht vor einer Entscheidung 
über die Verfassungsbeschwerde selbst zu befinden.  
Die Verfassungsbeschwerde ist in der Regel erst zulässig, nachdem die Beschwerdeführerin oder der 
Beschwerdeführer die sonst zuständigen Gerichte erfolglos angerufen hat. Verschiedene Einlegungsfristen 
sind zu beachten. Die Verfassungsbeschwerde muß schriftlich eingereicht und begründet werden. Es 
besteht kein Anwaltszwang. Das Verfahren ist kostenlos. In Mißbrauchsfällen kann eine Gebühr bis 
2.600,- Euro auferlegt werden.  
Das Bundesverfassungsgericht prüft nur die Einhaltung der Grundrechte. Die Beurteilung sonstiger 
Rechtsfragen und die Feststellung von Tatsachen obliegt allein den übrigen Gerichten. Sofern dabei keine 
Grundrechte verletzt wurden, ist das Bundesverfassungsgericht an diese Entscheidungen gebunden.  



In der Zeit von 1951 bis 2001 sind beim Bundesverfassungsgericht 136.622 Anträge eingegangen. 
Darunter waren 131.445 Verfassungsbeschwerden. Sie wurden ganz überwiegend nicht zur 
Entscheidung angenommen. Nur 3.268 Verfassungsbeschwerden waren erfolgreich. Das sind 2,5%. 
Trotz dieser geringen Zahl ist die Verfassungsbeschwerde ein bedeutender Rechtsbehelf. Eine 
stattgebende Entscheidung kann Wirkungen haben, die weit über den Einzelfall hinausreichen.  
 
 
2.2 Das Normenkontrollverfahren  
Nur das Bundesverfassungsgericht darf feststellen, daß ein Gesetz mit dem Grundgesetz nicht vereinbar 
ist. Wenn ein anderes Gericht ein Gesetz für verfassungswidrig hält und es deshalb nicht anwenden will, 
muß es zu vor die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichte einholen (konkrete Normenkontrolle). 
Darüber hinaus können die Bundesregierung, eine Landesregierung oder ein Drittel der Mitglieder des 
Bundestages die Verfassungsmäßigkeit einer Rechtsnorm überprüfen lassen (abstrakte 
Normenkontrolle).  
 
 
2.3 Der Verfassungsstreit 
Das Bundesverfassungsgericht kann auch dann angerufen werden, wenn zwischen Verfassungsorganen 
oder zwischen Bund und Ländern Meinungsverschiedenheiten über die gegenseitigen 
verfassungsmäßigen Rechte und Pflichten bestehen (Organstreit, Bund-Länder-Streit). Gegenstand eines 
Organstreits können beispielsweise Fragen des Parteien-, Wahl- oder Parlamentsrechts sein. Im Bund-
Länder-Streit geht es häufig um Kompetenzprobleme. Ferner ist das Gericht unter anderem auch für 
Wahlprüfungsbeschwerden, Parteiverbote und Verfassungsbeschwerden von Gemeinden zuständig. 
 
 
2.4 Die Organisation 
Das Bundesverfassungsgericht besteht aus sechzehn Richterinnen und Richtern. Die eine Hälfte wählt der 
Bundestag, die andere der Bundesrat, jeweils mit Zweidrittelmehrheit. Die Amtszeit beträgt zwölf Jahre. 
Eine Wiederwahl ist ausgeschlossen. Das Gericht entscheidet durch einen Senat oder eine Kammer.  
Das Gericht setzt sich aus zwei Senaten mit jeweils acht Mitgliedern zusammen. Die Zuständigkeit für 
Verfassungsbeschwerden und Normenkontrollen ist auf beide Senate verteilt. In allen übrigen Verfahren 
entscheidet ausschließlich der Zweite Senat.  
Im ersten Senat gibt es drei Kammern mit jeweils drei Mitgliedern. Im zweiten Senat galt dasselbe bis 
Ende 1999; ab dem Geschäftsjahr 2000 wurden 4 Kammern mit je drei Mitgliedern gebildet. Die 
Kammern befinden vor allem darüber, ob eine Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung angenommen 
wird. Im Falle der Nichtannahme ist das Verfahren beendet. Die Kammer kann einer 
Verfassungsbeschwerde stattgeben, wenn sie offensichtlich begründet ist. In Verfahren von 
grundsätzlicher Bedeutung entscheidet jedoch stets der Senat.  
In der Öffentlichkeit ist das Gericht in erster Linie durch die Senatsverfahren bekannt. Nur die Senate 
führen mündliche Verhandlungen durch. Einen umfangreichen Teil der Arbeit erledigen aber die 
Kammern. In der Zeit von 1951 bis 2001 sind 6119 Senatsentscheidungen und 109366 
Kammerbeschlüsse ergangen. Die Kammern entlasten also die Senate erheblich. Angesichts der hohen 
Zahl der Verfahren ist das auch erforderlich. Derzeit gehen jährlich ca. 5.000 Verfassungsbeschwerden 
beim Bundesverfassungsgericht ein.  



Das Plenum besteht aus allen sechzehn Mitgliedern des Gerichts. Es entscheidet, wenn ein Senat von der 
Rechtsauffassung des anderen Senats abweichen will. Daneben hat es organisatorische Aufgaben. Es 
regelt im Rahmen des Gesetzes die Zuständigkeit der Senate. Diese Bestimmung erfolgt jährlich im 
voraus.  
Das Bundesverfassungsgericht ist ein Verfassungsorgan. Es untersteht nicht der Dienstaufsicht eines 
Ministeriums. Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Verwaltung des Gerichts. Grundsätzliche 
organisatorische Entscheidungen trifft das Plenum. Es beschließt auch über den Voranschlag für den 
Haushaltsplan. Im Bundeshaushalt 2001 mit einem Gesamtvolumen von 247,9 Mrd. Euro umfaßt der 
Einzelplan des Bundesverfassungsgerichts Ausgaben in Höhe von 15,1 Mio. Euro.  
 
2.5 Das Gebäude 
Das Bundesverfassungsgericht hatte von Anfang an seinen Sitz in Karlsruhe. Es war zunächst im Prinz-
Max-Palais in der Karlstraße untergebracht. 1969 zog es in sein heutiges Amtsgebäude, das sich in 
unmittelbarer Nähe des Karlsruher Schlosses (zwischen Schloßplatz und Botanischem Garten) befindet. 
Das Haus wurde in den Jahren 1965 bis 1969 nach Entwürfen des Berliner Architekten Paul 
Baumgarten errichtet. Baumgarten plante bewußt keinen Justizpalast. Die offene Bauweise soll den 
Eindruck demokratischer Transparenz vermitteln. Das höchste Teilgebäude ist für die Öffentlichkeit 
bestimmt. In ihm befindet sich auch der Sitzungssaal.  


